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e rtet ſiee S Die Geduld der Oeffentlichkeit wird auf eine ſtarke Seite geübt wurde, als wegen der Rede des Zentrums Der Stahlhelm ſieht eben die Zeit noch nicht für ge
ramtlit S Probe geſtellt. Wenn nicht alles täuſcht, haben wir in abgeordneten Dr. Erſing. Hier wurde klipp und klar kommen an, weil der eigentliche Meiſter das Signal daß

e weſen Tagen vor Oſtern keine Ereigniſſe weittragender geſagt, daß man keine Neigung verſpüre, der Regierung noch nicht gegeben hat. Jm Gegenteil Hugenberg rechnet
ſSbedülrft h Art mehr zu erwarten, obwohl alle Probleme auf eine gegenüber eine Hilfsſtellung einzunehmen, ſondern ent heute offenſichtlich mit anderen Möglichkeiten. Es wird
e e Löſung drängen, und ihre Verſchleppung, ſowohl vom weder in das Kabinett verantwortlich eintreten wolle, oder ja jetzt auch in der Preſſe davon geſprochen, was wir hier
de verſch deutſchen wie vom internationalen Standpunkt aus ge aber Oppoſition betreiben werde Auf die Einzelheiten der vor einigen Wochen angedeutet haben, daß Hugenberg dem

warb do kehen, nicht unbedenklich iſt. Aber Grörterungen großer Debatte einzugehen, hat keinen Sinn, denn wir glauben, Reichspräſidenten nahegelegt hat, ihn zum Kanzler zu
e Helm a Fragen nehmen immer erheblichen Zeitaufwand in An daß man über alle Vorſchläge doch hinweggehen wird ernennen Da er zweifellos ein Mißtrauensvotum be
und S ſpruch. Das iſt zu allen Zeiten ſo geweſen. Wir haben Schon jetzt zeigt ſich, daß man nach anderen Auswegen käme, ſollte dann der Reichstag aufgelöſt und inzwiſchen

räuen e krüher die Köpfe geſchüttelt, wenn wir laſen, daß Ent ſucht. Dr. Hilferding hat eine längere Beſprechung mit mit dem Artikel 48 regiert werden Die Gefahr iſt jeden
ügung. ſcheidungen Monate und Jahre auf ſich warten ließen den Führern und Finansz ſachverſtändigen der Soßzialdemo falls nicht beſeitigt, darüber ſoll man ſich auch nicht einen
e des C und haben nun doch ſelbſt erfahren, daß die Geſchichte kraten, der Deutſchen Volkspartei und des Zentrums, die Augenblick täuſchen, und ſie hat den Vorteil, daß ſie
iſchen Pa kein Eiltempo anſchlägt. Nichts überhaſtet ſich. Man ziemlich ergebnislos geblieben iſt. Auch eine zweite Unter ſcheinbar verfaſſungsmäßig iſt. Wenn ſie noch nicht akut
den den kann ſogar ſagen, nichts vollzieht ſich in gerader Linie haltung ſcheint in der gleichen Richtung verlaufen zu ſein. geworden iſt, ſo liegt das offenbar an den Beſtrebungen

des Abe ſondern immer wieder ſtoßen wir auf ſpiralenförmige Weſentlich glücklicher aber war man in einer Beſprechung des Reichspräſidenten, der die Hoffnungen auf die Große
uſſe war twidlung, auf Hebungen und Senkungen, Stillſtand zwiſchen Zentrum, Bayeriſcher Volkspartei und Sozial Koalition bisher nicht aufgegeben hat
kstän en und Rückſchlag. Gerade jeht wird das beſonders offenbar demokraten Alte Hiebe roſtet nicht. Hingu kommt die
in Bild Als die innere Kriſe vor Monaten ausbrach, mußte man gemeinſame Abneigung gegen die Deutſche Volkspartei, Die Franzoſen am Rhein e
den fur aunehmen, daß ſie irgendwie eine Löſung finden würden deren ganzes Verhalten ja auch wirklich keine Veran- Die große Ausſprache über die ungeheuerlichen Miß
entgeht, eine parlamentariſche oder eine gewaltſame. Geſprochen laſſung zu beſonderem Rühmen gibt. Wir wiſſen noch ſtände in den franzöſiſchen Garniſonen des beſetzten Ge

ach Enge ſt genug davon worden. Die Abſichten zu beiden be nicht genau, wohin man ſchließlich gelangen wird, doch bietes haben mit einem Vertrauensvotum für Poinearé
euen deif Kanden auch, was heute ſchon von allen Seiten zugegeben hat man in parlamentariſchen Kreiſen bisher wenigſtens geendet. Ein kommandierender General erhält einen Tadel,
Beſuche wird. Und doch zeigt ſich wieder, daß das eigentliche Ge den Eindruck gehabt, daß man die Bierſtener fallen laſſen ein Diviſtonskommandeur und ein Oberſt werden zur

eitwirdig es des politiſchen Handelns das Beharrungsvermögen iſt, möchte um die Bähern bei guter Laune zu erhalten und Dispoſition geſtellt. Ein etwas dürftiges Ergebnis An
i r ihn Das Trägheitsgeſetß Wir ſind nicht einen Schritt weiter daß man ferner in der Frage der Verkürzung der Länder geſichts der Zahl von mehr als 250 Toten, die der Wirt
nen d ſehen auch den heute noch ſchwebenden anteile Zugeſtändniſſe zu machen beabſichtigt. Aus den ſchaft zum Opfer gefallen ſind Der Kriegsminiſter Pain e
ihn fur die wieder einmal eine andere Richtung gleichen Erwägungen Ob das reicht, um das Defisit zu levé ſprach von dem ſchlechten Klima am Rhein, das die
t preußſſt pſis entgegen. Genau decken, iſt zweifelhaft. Man denkt ja auch an andere jungen Rekruten aus dem Süden Frankreichs nicht er
n hhuts waren wir auf dieſe Maßnahmen So an die Verteilung der den Sosial tragen können. Jm Allgemeinen ſind die Geſund eitse
ſe Volt haben ſo kaſſen zugeſicherten Beträge auf längere Friſten. Damit verhältniſſe im Deutſchen Weſten ausgezeichnet und die

d n Defizit net beſeitigt dern nur Kälte von 25 Grad war auch fur Deutſchland ungewöhraß man wird natürlich das T jtig h e tenun e e nach außenhin einen guten lich. Doch darauf kommt es nicht an Wir wollen ja gar
Eindruck für alle, die ſich in Etatsfragen nicht zurecht nicht den Beſatzungstruppen gut zureden, ſondern ſind nur
finden. Da man aber den Notetat verabſchieden wird, ge Der unmaßgeblichen Anſicht, daß die Franzoſen den Milt
winnt man Zeit, um ſich init dieſen Angelegenheiten näher tarismus auf die Spitze treiben Engländer und Fran
zu befaſſen.

das Den

e öoſen haben jedenfalls nicht geklägt und keine Toten geind daß Weimarer Koalition habt Es liegt ohnedies kein Grund vor weshalb mann und werden dann erſt Es iſt kein Geheinmis, daß die Sozialdemokratie unſere Gaſtfreundſchaft ſolange in Anſpruch nimmt Herr
anawierige diplomatiſche auf die Peimarer Koalition mit allem Ernſt hinſtenert Painlevé ſoll ſeine Rekruten in einem beſſeren Klima

ein, und niemänd kann mit Sicher Und daß das Zentrum nicht unbedingt Nein ſagen würde ausbilden laſſen
führen e n er e m m e e n mr an man die Vayeriſche Volkspartei für die obener Die Geſchäftsordnung des Reichstages

ſtoßung utachtens ſein wird. Das chafft eben die wähnten Zugeſtändniſſe ködert, hätte man tatſcichlich die Die Geſchäftsordnungskommiſſion des Reichstages hat
d Sroße Müdigkeit, die für dieſe Zeit ſo kennzeichnend iſt Weimarer Koalition geſchaffen Aber dieſe Rechnung weiſt ne Reihe von Beſchlüſſen gefaßt über die nen der

el ſtarke Lücken auf. Zunächſt fehlt die Mehrheit. Es wird acht ändlichkeche Staf nächſt weiter reden wird. Auch SelbſtverſtändlichkeitenM Neue Forderungen tröſtend geſagt, daß man ja auf den Bauernbund und die erföordern viel Zeit, mehr jedenfalls, als unbedingt not

am 9. e We d Fuh 3 ch kö Gel tlich das J r t aAn Vorläufig iſt man in Paris noch gar nicht an den Führung Fehrs rechnen könne elegentlich mag das wendig iſt. Zunächſt iſt der Präſident beauftragt worden
Kernpunkt de bl langt. Alles bisher war i Er ziemlich weit links, ob er ab lles e n Sagenernpunkt des Problems herangelangt 2 es bisher war ſtimmen. Er ſteht ziem ich weit links, ob er aber alles die Zügel etwas ſtraffer zu nehmen und ſchärfere Strafen

Döorbereitung. Auch der Plan der Reparationsbank, die mitmacht, was die Weimarer Koalition ſonſt tut, erſcheint zu herhangen, Dazu bedurfte es übrigens keiner Ge
ſowohl die deutſchen Zahlungen wie die Sachleiſtungen uns nicht unbedingt, ſicher. Aber ſelbſt dieſen Fall voraus ſchäftsordnungskommiſſion. Das könnte Herr Loebe ſchon
verwalten ſoll. Es iſt nur ein Rahmen ohne Bild. So geſett, kann keine Regierung mit fünf Stimmen Mehr von ſich aus. Nur ſteht dem ſein Ausgleichstalent im
lange die Summen fehlen, hat es keine Bedeutung In heit arbeiten. Es iſt geradezu ein Kinderſpiel, durch ge Wege Er iſt kein Freund von ſcharfem Zupacken und ſucht
Der Frage der Summe aber redet man ſich offenſichtlich ſchickte Anträge Abbröckelungen herbeisuführen, die dieſe die Dinge mit Humor zu glätten, was in einem anſtän

ſtündlich weiter auseinander. Der Grundfehler liegt dar Mehrheit in eine Minderheit verwandeln. Vor allem aber digen Parlament ſicher ein Vorteil iſt, aber National
r in, daß man nicht von der Leiſtungsfähigkeit Deutſch muß man ſich über eines klar ſein, dieſe Schein mehrheit ſosialiſten und Kommuniſten gegenüber völlig verſagt. In

Mi lends ausgeht, die einzig und allein Grundlage der Er kann eines Tages gezwungen werden, zu dem Pariſer Zukunft ſollen dritte Leſungen vorgenommen werden wenn
n ntttlungen ſein kann, ſondern von den Wünſchen der Gutachten Stellung zu nehmen, nämlich dann, wenn vor micht mehr als dreißig Abgeordnete widerſprechen Bisher
fragen Wläubiger. Und dieſe Wünſche ſteigern ſich ins Unge seitig die Verhandlungen abgebrochen werden müſſen. konnte ein Einziger Sabotage üben. Das iſt immerhin
prache meſſene. Wir haben ſchon kürzlich auf Angaben hinge- Glaubt man wirklich, daß man das mit fünf Stimmen gut, reicht aber nicht aus Allen Störungsverſuchen auch
zum W wieſen, die geradezu phantaſtiſch anmuten. England ſchlug Mehrheit machen kann Sowohl zu einem Ja wie l auf geſchins D aenrrteee Br
herall e r c ſſenheit, die bei uns 2uf geſchäftsörditungsmäßiger Grundlage muß ganz andersüberall Frankreich ſogar 72 Milliarden vor. Darüber ſich einem Nein gehört eine gewiſſe Geſchloſſenheit, die bei uns Halt geboten werden Doch darüber ſpäter Das Wich

l unterhalten, iſt zwecklos Jetzt werden nähere Einzel fehlt. Es iſt auch davon die Rede, daß man Streſemann tigſte iſt die Wiedereinſuhrung der kleinen Anfragen auf
ſprach heiten bekannt, und wir ſehen wenigſtens, wie dieſe aſtro- und Eurtius als Fachminiſter belaſſen will. Die Deutſche Wunſch Streſenanns, um der Regierung Gelegenheit zu
z n omiſchen Zahlen zuſtande kommen. Jn London fordert Volkspartei kann unmöglich dazu die Zuſtimmung geben. geben, ſich zu aktuellen Fragen namentlich der Außen
reulich man nicht weniger als 3,8 Milliarden allein für die Es würde alſo darauf hinauslaufen, daß man nur zwei politik außerhalb der Tagesordnung zu äußern. Das
lag und Domminton und als Entſchädigung der angeblich durch Männer gewinnt und gleichzeitig die Deutſche Volkspartei erſtemal ſcheiterte der Verſuch am Mißbrauch Ob dageger
die and) Deutſchland nicht gedeckten Raten an Amerika Daß dieſe ſprengt, was übrigens wirklich kein Unglück wäre. Nur Vorkehrungen getroffen werden, iſt noch nicht bekannt
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en eng ganze Forderung im Friedensvertrag überhaupt keine glauben wir nicht recht, daß gerade das in der Abſicht Das in nut r nieſehen Stütze findet, ſcheint an der Themſe keine Rolle zu des Zentrums liegen ſollte, deſſen ganze Energie ſich ja e e e en
ſpielen Wir ſind nur für Schäden haftbar, nicht aber für gerade auf die Beſeitigung des Reichsaußenminiſters bis daß alles Mögliche und Unmögliche in Form der feinen

Anfragen vorgebracht wird Für uns iſt das Kernproblem,
daß man die Arbeiten der Kommiſſion nicht im Plenum
wiederholt ſondern zum mindeſten die zweite Leſung bei
bedeutungsloſeren Vorlagen ausfallen läßt.

Richard Mah.

Die Kriegskoſten. Frankreich hat zwar wiederholt betont, her gerichtet hat. Auch iſt es eine ſtarke Zumutung an
daß es nicht die geſamten Wiederaufbaukoſten zurücker die Demokraten, in dieſe Verbindung einzutreten, in der
ſtattet haben will, hat das aber praktiſch vergeſſen. Bel ſie beinahe gar nichts zu vermelden haben. Sie würden
gien meldet neue Anſprüche für die während des Krieges eine Verantwortung übernehmen, die ſich ſchwer trägen
von Deutſchland ausgegebenen Marknoten an, obwohl das ließe, zumal ſie ja mit der Deutſchen Volkspartei in
durch den Dawesplan angetan war Jtalien möchte finanziellen Fragen vielfach durchaus übereinſtimmen.
Deutſchland auch im Falle einer Zahlungsunfähigkeit
Oeſterreichs und Ungarns haftbar machen. Selbſt Japan, Der Stahlhelm Es da tRumänien und Jugoſlavien haben ihre Forderungen her In Stuttgart hat Seldte eine Rede gehalten, deren ammer

zagen aufgeſchraubt Vorläufig ſtehen wir dieſem Treiben ge Ton ſich von früheren ein ig unterſchied. Bemerkens Der Landesverband Braunſchweig der Deutſchnatio
en laſſen gegenüber Es iſt gar nicht unſere Sache, dagegen wert immerhin, daß er beſtritt, die Wiedererrichtung der nalen Volkspartei hielt in Braunſchweig eine aus Kreiſen

fras Einſpruch zu erheben. Dieſe Aufgabe fällt vielmehr den Monarchie unter allen Umſtänden zu erſtreben. Eben des Handels, Gewerbes und der Landwirtſchaft ſtark be
ſſe aus Amerikanern zu, dje ſich in der Tat auch redlich bemühen, ſo wenig wolle er die Beſeitigung der Republik auf jeden ſuchte Tagung ab auf der nach langer und eingehender
Hepdel den wild gewordenen Gläubigern gütlich zuzureden. Ob Fall. Er ſprach ſogar davon, daß man bereit ſein müſſe, Ausſprache der einſtimmige Beſchluß gefaßt wurde, die

mit Erfolg, bleibt abzuwarten. die jetzt bekämpfte Regierung zu erſetzen. Vielleicht haben Landtagsfraktion zu beauftragen, unverzüglich im Land
a poetan wir es hier mit Folgen der von Hindenburg verſuchten tag den Antrag einsübringen, wonach die Regierung erzen N Die deutſche Finanzkriſe Einwirkungen zu tun Wenn er dann aber im ſelben ſucht würde, ſofort mit Preußen in Verhandlungen ein

Die Ausſprache über den Nachtragsetat für 1928 iſt. Atemzuge die Republik einen Sauhaufen nannte ſo war zutreten wegen des Anſchluſſes Braunſchweigs an Preußen.e nicht gans unintereſſant geweſen. Weniger wegen der das ein Rückfall in liebe, alte Gepflogenheit. Auch das Die Gegnerſchaft gegen die ſosialiſtiſche Regierung Braun
u die von volksarteilicher und deutſchngtionaler Fehlen dieſer Kraftäußerung würde uns nicht täuſchen. ſchweigs ſpielt dabet wohl die Hauptrolle



Maußernti auf Gegenſeitigkeit
Oppoſitionskurs der Deutſchen Volkspartei

Der Demokvratiſche Zeitungsdienſt“ ſchreibt
Die Deutſche Volkspartei hat dem Abſchluß der Koa

itionsverhandlungen in Preußen dadurch ſichtbaren Aus
Druck verliehen daß ſie unter der Führung des Ab
Heordneten Stendel im Preußiſchen Landtag die Erklä
rung abgab, aus grundſätzlichen Erwägungen für das von
den Deutſchnationalen eingebrachte Mißtrauensvotum ſtim
men zu wollen Sie hat ihre Ankundigung 14 Tage ſpäter
wahrgemacht, und mit den Deutſchnationalen, den Natio
Kalſozialiſten, den Chriſtlichen Bauern und der Wirt
ſchaftspartet zuſammen für das Mißtrauensvotum gegen
den preußiſchen Jnnenminiſter geſtimmt. Das war nun
wirklich die falſche Gelegenheit. Denn die Deutſchnatio
nalen hatten ihr Mißtrauensvotum mit dem Ueberfall auf
einen Stahlhelmmann motiviert. Der preußiſche Jnnen
miniſter iſt aber wirklich nicht in der Lage, für jeden
Stahlhelnmann zwei Schußpoliziſten zur Verfügung zu
ſtellen, und ſo beklagenswert derartige Ueberfälle ſind,
ſo iſt das doch kein Grund, um ſich an einen Miß
trauensvotum zu beteiligen. Die Gelegenheit war aber
auch deshalb falſch, weil die Deutſche Volkspartei mit
ihrer Abſtimmung der Oppoſition nur zu einer neuen
Niederlage verholfen hat, denn den 211 Stimmen der Re
Hierungsparteien ſtanden nur 140 Oppoſitionsſtimmen
Zegenüber, da die Kommuniſten auf eine Stimmabgabe
verzichtet hatten Jnt übrigen hätten ſelbſt mit den 56

kommuniſtiſchen Stimmen die Oppoſitionsparteien die Re
gierung nicht zum Rücktritt zwingen können

Der preußiſche Miniſterpräſident Braun hat immer
wieder erklärt, daß er ſeine Polikik in Preußen nach den
Richtlinien führe die in der großen Koalition maßgebend
geweſen ſind Ein innerer oder außerer Grund für die
Beteiligung der Volkspartei an dem Mißtrauensvotum
war ſur dieſe nicht gegeben wenn ſie nicht die Gelegen

heit benutzen wollte, mit einem hörbaren Ruck die Tür
Zur preußiſchen Regierung zuzuſchlagen Die Volkspartei

hat ihr Mißtrauen gegen die jetzige
Man kann es den Koalitionsparteien nicht übel nehmen,
Wenn bei ihnen jett ein begründetes
dieſen Verhandküngspartner beſteht. Die jetzige Taktik

en Volkspartei gehört auch zu den Methoden,
Mongaten, die den Koga

en, hat ſich die Deutſche
ralen Haltung befleißigt.
das iſt ein Mißtrauen auf

im Lichte

Regierung begründet:

Mißtrauen gegen

Forderung nach Klarheit und Ueberſichtlichkeit der Rechts
verhältuiſſe gerecht, noch ſicht er den Menſchen als ein
heitliches, in ſich abgeſchloſſenes Ganges. Je nach der
launenhaften Fügung des Geſeßes iſt der Zwanzigjährige
vollberechtigter Staatsbürger, iſt aber unfähig zum Ab
ſchluß eines Dienſtvertrages und der Achtzehnjährige iſt
wiederum für ſeine Portokaſſen-Unterſchlagungen dem
Strafrichter voll verantwortlich Das iſt ein Wirrwarr
von Verantwortlichteiten, deſſen Beſeitigung vom Geſetz
geber gefordert werden muß

Zum dritten muß die Aufmerkſamkeit der Oefſentlich
keit auf den Entwurf über die Rechtsſtellung der ünehe
lichen Kinder gelenkt werden. Dieſer Entwurf liegt bereits
ſeit 1925 in den Reichsratsausſchüſſen und ſoll nun einer
kürzlich erfolgten Mitteilung des Reichsminiſters der Juſtis
zufolge in allernächſter Zeit dem Reichstag zugeleitet wer
den Der Entwurf iſt beſtrebt, die rechtliche und materielle
Lage der Unehelichen nach Kräften zu heben und ihnen
nach der zwingenden Vorſchrift des Art. 121 der Reichs
verfaſſung die gleichen Bedingungen für ihre Entwick
lung zu ſchaffen wie den ehelichen Kindern Jm einzel
nen will er dieſes Ziel durch eine gerechte Regelung der
Unkerhaltspflicht durch die Einführung der elterlichen Ge
walt der unehelichen Mutter und durch die Schaffung
eines Pflegekindſchaftsvertrags erreichen. Auch ſind Er
leichterungen der Adoption vorgeſehen

Es iſt dringend zu wünſchen, daß der Reichstag dieſen
Geſetzentwurf ſchnellſtens zur Annahme bringt und da
durch den Unehelichen, die heute einen beträchtlichen Pro
r unſeres Nachwuchſes ausmachen, zu ihrem Recht
verhilft.

Die preußiſche Juſtiz
Die Ortsgruppe Magdeburg der Deutſchen Demokra

tiſchen Partei veranſtaltete am letzten Sonntag wiederum
eine ſehr gut beſuchte pocitiſche Ausſprache Der Vorſitzende
Henning beglückwünſchte bei Eröffnung der Verſaminlung
den Abgeordneten Dr. Bohner zu ſeiner Beruſung als
Oberſchülrat in das Provinziallollegium Bexlin Lichterfelde
Dr. Bohner dankte ſür die zchlrecchen Grückwünſche, die ihm

andwerksS

mit der Betreuung des deutſchen Handwerks

in dieſen Tagen zugegangen ſind, und bemerkte daß
ſich nach wie bor mit ſeinem Wahlkreis verbunden fühle
Wenn er die Berufung nach Berlin angenommen habe,
ſo aus dem Grunde, weil er mehr für ſeinen Wahlkreis zu
arbeiten gerene De Bahnfahrten von Berlin nach Magd
hurg und umgekehrt ſind zeitraubend. Er könne daf

Produktives leiſten Er werde nie vergefſen, was er d
Stadt Magteburg verdanke. Hier ſei er in die Politit
hin eingegangen und die Partei habe ihm das höchſte n m

Famt, das ſie zu vergeben habe, anvertraut Seinen Wäh
lern ſtehe er nach wie vor zur Verfügung und er hoſſe
guch, daß er ſich für den eigenen Wahlkreis noch mehr
ſweimachen kann, als es bisher der Fall geweſen iſt. Die
Ausführungen wurden mit leshaftem Beifall aufgenommen

Abgeordneter Grzimek griff in feinem Vortrage
das Gebiet der Juſtigrerwaltung auf. Seine Ausſtthrungen zur

waren hochintereſſant und boten fehr viel Neues Jn
heren Jahren habe die Linke und ganz beſonders die F
ſinnigen und ſpäter die Demokraten ſehr ſtarke Kritik
genüber der Juſtig geübt, während die Rechte ſtets Wo
der Anerkennung gefunden habe. Heute ſei das Umgekeh
der Fall. Die Linke ſei im großen ganzen mit der Juſt
perwaltung zufrieden, obwohl es noch ſehr viel zu be
und zu vreſormieren gibt. Die Rechte übt laufend an
Juſtiz Kritik Das Beſchaämende iſt daran, daß ſie
Angriffe perſönlich zuſpißt. An der Hand von Zeitungsa

ſaätzen wies Abgeordneter Grzirnek nach in welcher e
pörenden Weiſe die Rechte Kritik übt. Die Linke hätte all
Urſache, ſich auch heute noch mit aller Schärfe gegen
keile und deren Begründung zu wenden werl ſte in keine

Weiſe dem Volksempfinden oder der heutigen Skaatefo
entſprechen Trotzdem mußte man mit Genügtunng feſt
ſtellen, daß auch bei der Juſtiz eine Geſündung ein ritt

Zum Schuſſe ſeine emperamentvollen Vertrages de
handelte Abgeordneter Grzintek die Frage des Eides. P
ſönlich trete er ſür völlige Abſchaffung desſelben ein

Abgeordneler Dri Bohner behandelte ubch en g
pylitiſche Fragen, wobet er beſonders auf die Regierung
umbildung in Reich und Preußen verwies. die bekannte n
lich durch das Verhalten der Volkspartei und des Zen

trums geſcheitert iſt. e S
vrgen und Handwerboſiſe

Der Verfaſſer iſt von der Reichsregierung
planmäßige Reform weſentlich erleichtern Auch die Schaf

fung eines ſogenannten Normalſtenerſatzes der auf Grut
eines um 20 Prozent gegenüber dein Aufkommen von s
Millionen Reichsmark des Jahres 1926 geſenkten Auf en

Vorſchrift, daß Ueber 99

u beſchäſtigen haben, ßRechtsſtellung der Ju
priv ten Daſein ſind or allen

S

lichen a e Se ſt ſeit einer Reihe von Jahren die Abſie
gZebender Kreiſe des Parlaments, gleichzeitig mit einer
Aenderung des formellen Wahlrechts die Hinaufſetzung

der unterſten Grenze der Wahlberechtigung auf das voll
endete einundzwanzigſte Lebensjahr durchzuſetzen. Mit
Ausnahme der radikalen Flügelgruppen, die vornehmlich
auf die Stimmen der jüngſten Wähler ſpekulieren, hat

dieſes Proejkt in allen Parteien Anhänger gefunden.
Demgegenüber haben die großen Jugendorganiſationen
aller Richtungen die Forderung nach der Beibehaltung

des bisherigen Wahlalters nachdrücklich zum Ausdruck
gebracht; gegenüber dem Beſtreben ſie um ihre verfaſ
ſungsmäßig verbürgten Rechte zu bringen, haben ſich die
Jugendverbände unter Ueberbrückung aller politiſchen Ge

genſätze zu einer Einheitsfront zuſammengefunden, die
von keiner Parlamentsmehrheit überſehen werden kann.

Die Forderung nach Hinaufſetzung des Wahlalters
wird gemeinhin mit dem Hinweis auf den Zwieſpalt zwi
ſchen dem Beginn der öffentlich rechtlichen und der ivil
xechtlichen Geſchäftsfähigkeit begründet; man wird unum

wunden zugeben müſſen, daß dieſer Hinweis zu Recht be
ſteht und die Beſeitigung des hier beſtehenden Mißverhält
niſſes anzuſtrengen iſt. Das darf jedoch nicht auf dem
Wege einer Aenderung der Verfaſſung geſchehen ſondern
Durch eine Reviſion der einſchlägigen Beſtimmungen des
Bürgerlichen Geſetzbuches Mit anderen Worten wir be
fürworten die Herabſetzung des Eintritts der privatrecht
lichen Geſchäftsfähigkeit auf das vollendete zwanzigſte
Lebensajhr Es gibt triftige Gründe die für dieſen Vor
ſchlag ſprechen Die ganze Generation entwickelt ſich heute
Unter vielfach anderen Bedingungen und Lebensverhält
miſſen, als das zur Zeit der Schaffung des Bürgerlichen
Geſehbuches der Fall war Heute iſt der ganze Menſch

Ichon ſehr früh gezwungen, ſich i den Lebenskampf hinein
Zuſtellen und um ſeine materielle Exiſtenz zu ringen Sein
Blick für die Realitäten des Lebens iſt geſchärft und ſein

Wille, ihrer Herr zu werden, frühzeitig wach. Unter dieſen
Umſtänden erſcheint es nicht als leichtfertig, die Forde

ung nach Herabſetzung der Mündigkeitsgrenze zu er
heben.

Daneben verdienen die bei den Ausſchußberatüngen
des Strafgeſetzentwurfs aufgeworfenen Fragen des Ju
gendrechts beſondere Beachtung Es geht hier vor allem
m die Feſtlegung des Zeitraumes der relativen, d. h. von
der geiſtigen und ſeeliſchen Reife abhängig gemachten
Strafmündigkeit des Jugendlichen. Das Jugendgerichts
geſetz von 1923 billigt das Vorrecht der relativen Straf

Gnündigkeit den Jugendlichen vom vollendeten 14. bis 18.
Lebensjahr zu. Es ſind nun im Strafrechtsausſchuß des
Reichstags Beſtrebungen int Gange, die obere Grenze auf
das vollendete 20. Lebensjahr zu erhöhen Damit wäre
Line einheitliche Zeitgrenze geſchaffen, von der ab der
Jugendliche offentlichrechtlich, ſtrafrechtlich und bei Durch
führung des oben dargelegten Vorſchlags zivilrechtlich voll
nd uneingeſchränkt verantwortlich wäre. Der gegenwärtige
Rechtszuſtand mit ſeiner Fülle von Ueberſchneidungen
Don relativer und abſoluter Mündigkeit wird weder der

Wirtſchaſt eingeräumt werden ſoll,

ellt e re e cZentrierenden und zuſamn

die in ihm zwiſchen Arbeitgeber und Arbeitnehmer von
jeher beſtanden haben und noch beſtehen, beſonders ge

ſeignet, als Mittler und Ausgleicher der Gegenſätze zu
dienen und wertvollſte Dienſte bei der Aufrechterhaltung
des Arbeitsfriedens zu leiſten Das Handwerk hat ſich

ferner in Kriſenzeiten als Aufnahmebecken für große Teile
der in der Großwirtſchaft freigeſtellten Arbeitskräfte er
wieſen Ferner ſtellte es wie bereits oben erwähnt
zahlreiche wohl vorgebildete Arbeitskräfte der Jnduſtrie zur
Verfügung und ſchließlich iſt es die Werkſtätte ausge
ſprochener Qualitätsarbeit, die dem heutigen Deutſchland
in ſeinem Kampf un die Geltung auf dent Weltmarkt eine

ganz beſondere Notwendigkeit iſt, wie erſt auf der Ver
ſaminlung des Reichsverbandes der Deutſchen Induſtrie
im Jahre 1927 mit Nachdruck betont worden iſt.

Nicht in dem Sinne ſoll der Staat dem Mittelſtand
beſondere Aufmerkſamkeit und Förderung angedeihen
(aſſen, daß dieſem Stand eine Vorzugsſtellung in der

aber der Staat ſoll
dafür ſorgen und die Vorausſetzungen dafür ſchaffen und
dauernd erhalten, daß dem Handwerk ſeine freie Betäti
gung im Wirtſchaftsprozeß an der Stelle und in dem
Maße geſichert iſt, wie es ſowohl ſeinem äußeren Be
ſtande wie ſeiner inneren Lebenskraft entſpricht.

Was den Steuerdruck anlangt, ſo ſteht im Vorder
grund des Intereſſes beim Handwerk die Regelung der
Realſteuern, nachdem die Luxusſteuer, die ſpeziell dem
Kunſthandwerk; aber auch überhaupt dem Handwerk eine

Sonderlaſt auflegte; bereits durch Geſetz vom 31 März
1926 beſeitigt worden iſt. Es iſt nicht zu verkennen, daß
der Druck insbeſondere der Gewerbeſteuer, die im Jahre
1925 auf 9,11 Reichsinark gegenüber 307 Reichsmark
1913, auf den Kopf der Bevölkerung gerechnet angeſtiegen
iſt. ſich ſomit faſt verdreifacht hat, und daß die Bünt

ſcheckigkeit der Regelung dieſer Steuerart in Ländern und
Gemeinden gerade den mittleren und kleineren Betrieb
äußerſt hart trifft Der dem Reichsrat Zur Zeit als
Teil des ſogenannten Steuervereinheitlichungsgeſetzes vor
liegende Entwurf eines Gewerbeſteuerrahmengeſetzes ſoll
in gewiſſem Sinne hier Abhilfe ſchaffen. Wenn dieſes
Geſetz auch nicht alsbald eine fühlbare Senkung der Ge
werbeſteuern bringen kann iſt dies doch nicht einmal
durch die zwingende Vorſchrift des zuletzt verabſchiedeten
Finanzausgleichsgeſetzes, das die Verwendung gewiſſer
Mehrzuweiſungen zur Senkung der Realſteuern ausdrück
lich vorſchrieb, gelungen ſo werden doch durch Verein
heitlichung der Bewertungsgründlagen reinliche Schei
dung zwiſchen der Grundſteuer einerſeits, der Gewerbe
ſteuer andererſeits Unterliegenden Steuergegenſtänden,
durch Vereinfachung in der Veranlagung und Erhebung
der Steuer Vorausſetzungen geſchaffen, die eine künftige

Hutage tritt, in der Tat eine Ueberlaſtung,

merſchaſt auf der einen und der großen Maſſe der Arbeit förderlich ſe

nehmerſchaft auf der anderen Seite und iſt ſo vermöge
ſeiner Eigenart, vermöge der beſonders engen Beziehungen Frage iſt die

le Muß auf

ausländiſcher Konkurrenz
der Bemeſſung der Zollſätze
auf der anderen Seite ſich
Senkung des Zollniveäus
aälkgeineinen Lebenshaltung
im Hinblick auf den wohlfeilen
ſtoffe und Halbfabrikate weſentlich
decken ſich im allgemeinen die Belänge des
denen der Geſamtwirkſchaſt, wie ja überhaupt
Grundtendenz moderner Handelspolitik die
Schlagwort „Beſeitigung der Handelshemmniſſe“ Gegen
ſtand und Ergebnis der Weltwirtſchaftskonferenz in
geweſen iſt.

Die Frage der ſozialen Belaſtung ſpielt auch für d ung
Handwerk eine nicht zu unterſchätzende Rolle, nicht ſo ſeh e
hinſichtlich der Höhe der direkten ſozialen Abgaben, wo da
Handwerk vielleicht keine Sonderſtellung in der Wiriſ af
Lmimimnt, wohl aber auf dem Gebiete der anderen ſo
len Maßnahmen, wie insbeſondere der Regelun
Arbeitszeit, der obligatoriſchen Lohnzuſchläge für Ueber

ielo

a enarbeit, der zum Schutz der Arbeiter zu treffenden n ha
ren Einrichtungen uſw. Hier droht dem Handwerk wi

tüberhaupt dem Kleinbetrieb aus einer übermäßigen
Arbeitszeitnotverordnung im

Arbeitsſchuß geſehen

die über da
dernünſtige Maß des Schutzes des Arbeitnehmers hingüe ar
geht Wenn das Arbettsſchußgeſet an einer Stelle in
Begründung ſagt,

matiſierung, wie ſie in der
insbeſondere in den Entwürf eines

daß es „nur den allgemeinen Arbeit
ſchutz, alſo den Schutz nur derienigen Kreiſe regeln will
derer Arbeitsverhaltniſſe im weſentlichen ſo gleichart
ſeien, daß eine uſammenfaſſende Regelung möglich ſei
ſo iſt nicht z herſtehen, wie wenige Seiten ſpäter in de be
ſelben Begründung ausgeſprochen werden kann, daß d
Kleinbetrieb nicht anders behandelt werden könne als d
Großbetrieb. Eine differenzierte Behandlung des Arbeite
n Rieſenbetrieb, des Arbeiters, der vor dem Feuer ſte m
oder unter Tage arbeitet, und des geruhſamen Ha
werksgeſellen in der Kleinſtadt ſcheint ebenſoſehr dem in t
ren Weſen des Arbeitsſchutzes wie der Natur und d
finanziellen Kraft des Kleinbetriebes zu, entſprechen i n
gilt beſonders für die Frage der Ruhezeiten, der Arbeit e
zeit, der Arbeitsbereitſchaft, des Schutzes gegen Hetrieb e
gefahren u. ä. Hier muß erwartet werden, daß bei d
kommenden parlamentariſchen Verhandlungen den
langen der Mittel und Kleinbetrjebe mehr Rechnung in
tragen wird, ohne daß dem Grundgedanken eines v
beſſerten Arbeitsſchutzes, der ſelbſtverſtändlich auch d
dieſen Wirtſchaftskreiſen gebilligt wird Abbruch geſchie t

T er e



e da S 2Die Zuſtändigkeitn. der Handwerkskammern
i Die vom Reichstag Anfang Februar verabſchiede e
e di Handwerkernovelle tritt am April in Kraft. Neben

Wer der Errichtung der Handwertsrolle iſt der weſent liche Be
die Pohl ſtandteil des neuen Geſezes derjenige, der die Vorſchriften

hſe Chin für die Handwerkskammern neu regelt. Dabei wird die
en i Zuſtändigkeit der Haudwerkskammern beträchtlich e wei
der h ert Sie werden von der Kontrolle des Staatskommiſſars

efreit und unterſtehen nur noch der allgeme nen Staats
aufſicht, die in die Hände der oberſten Landesbehörde
gelegt iſt. Die Kammern haben das Recht erhalten Sach

Werſtändige zu vereidigen und öffentlich anzuſtellen, die
zur Erxſtattung von Gutachten über handwerktliche Er

n Zeugniſſe und Leiſtungen und die dafür geforderlen Preiſe
hie d herangezogen werden. Die Vertretung der Arheitnehmer
i in den Handwerkskammern, erfährt ebenfalls eine Aende-
et V rung. Es iſt künftig dem Geſellen ansſchuß ebenſo vie der

Handwerkskamtmer ſelbſt geſtattet, ſich bis zu einem Fünſ
ſeiner Mitglieder durch Zuwahl von ſachverſtändigen

Perſonen zu ergänzen und zu ſeinen Berakungen Sachver
ſtändige mit beratender Stimme zuzuziehen. Der Ge
ellenausſchuß ſoll künftig auch bei der Abgabe von Gut
Achten über ſoztalpolttiſche Fragen mitwirken können. Sehr

weſentlich ſind die Aenderungen, die das Wahlrecht zu
n Handwerkskammern erfahren hat. Jhre Zuſammen
ſehung vollzieht ſich nach wie vor atls gewählten und

in Zugewählten Mitgliedern Die gewählten Mitglieder
isher aus den Wahlen des gingen

organiſierten Handwerks, alſp
gung e s den Jnnungen und Gewerbevereinen hervor Künſtig
ung eintri das Wahlrecht allgemein, umfaßt alſo auch die nicht
brkroge z organiſierten Handwerksbetriebe, ſeine Ausübung erſolgt
Eides 9 mittelbar, alſo ohne Zwiſchenſchaltung der Organiſa

ben ein nen, es wird nicht mehr nach der Betriebsgröße abge
noch ein ft, ſondern iſt für alle Wahlberechtigten gleich und die
en Wahl ſelbſt vollzieht ſich als Liſtenwahl unter Gewahr
die belang leiſtung des Wahlgeheimniſſes. Wahlberechtigt iſt, wer

die Handwerksrolle eingetragen iſt und das 21. Lebens
ähr vollendet hat, für die Wäahlbarkeit iſt die ünterſte
Grenze das 30. Lebensjahr Wahlprüfungsſtelle iſt die

ndwerkskammer ſelbſt, die Kammer wird alle fünf Jahre
i gewählt. Der Entwurf zu einer neuen Wahlordnung

von der Regierung ausgearbeitet und bedarf noch der
Reichstags aus

id de 9

üſtimmung des Reichsrates und eines
de Shl chuſſes. Jn gewiſſen Kreiſen befürchtet man von derh e Neuregelung des Wahlrechts eine hedenkliche Politiſie

d n ing der Wahlen zu den Handwerkskammern, doch ſchießen
ieſe Beſorgniſſe ſicher über das Ziel hinaus Die erſtenſenkten M

an wahlen ſind kaum vor der zweiten Hälfte des Jahresh 1930 zu erwarten, und ſie werden zweifellos zeigen
e die Handwerksnovelle weſentliche Fortſchritte enthält
ungen. eutſche Demokratiſche Partei darf mit Recht darauf
üngen,
et

gle
S Handwerks, wie fie zugleich

dienen, weiter ihre Kraft zuGeſam

itere, b

iſt die
Muß auf
tsſweigen

irhchafth
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Der Zwiſt innerhalb der Deutſchen Volkspartei
Die Anzeichen dafür mehren ſich, daß das Ver

ten des Zentralvorſtandes der Deutſchen Volkspartei,
er unter dem Einfluß von Dr. Scholz und der Mehr
it der Reichstagsfraktion zur Frage der Beteiligung
der Regierung einen Beſchluß gefaßt hat, der den

e e her ausführlich begründeten Wünſchen Dr. Streſemanns
auch direkt widerſprach, bet den Parteigenoſſen im Lande ſtei
diſcher enden Unwillen erregt. Zu den Organiſationen der Deut
ſieren ſchen Volkspartei, die dieſe Taktik des Zentralvorſtandes
indwers entſchieden verurteilen, gehört auch der Landesverband
pt. mit Baden der Volkspartei, der ſich kürzlich in einer Tagung
e mit darüber ausgeſprochen hat. Es iſt äufgefällen, daß dieſer
iſſe“ G titas in der einſtimmig geſfaßten Entſchkießung zwar
ten in deer Parteileitung, der badiſchen Landtagsfraktion und dem

Baden gewählten Reichswirtſchaſtsminiſter Dr. Cur
auch furn ſo erkennung ausgeſprochen hat, während der Parteichef Dr.

aben, v Streſemann „der unerſchütterlichen Treue der badiſchen
e W Parteifreunde“ verſichert wurde. Hierzu erklärt jetzt die
anderen Neue Mannheimer Zeitung ein Organ der Deutſchen
Regelung Volkspartei es ſei kein Geheimnis, daß der Verlauf der

für Zentralvorſtandsſihzung der Partei weite Kreiſe der Deut-
ſchen Volkspartei nicht befriedigt habe Daher könne es

auch nicht wunder nehmen, daß der badiſche Parteitag
das Verhalten des Zentralvorſtandes gegen Dr. Streſe
mann nicht gebilligt, ſondern ſich vorbehaltlos hinter Dr.

Skreſemann geſtellt und deſſen meiſterhafte Rede auf der
Zentralvorſtandsſitzung zur Richtſchnur ſeines politiſchen

Handelns erkoren habe, wobei beſonders auch die Jugend
vertreten geweſen ſei.

Abgevrdneter Dre Bredt
gegen Verfaſſungsänderung

Aus dem ſtenographiſchen Bericht des Reichstages
über die Verfaſſungsanträge der Deutſchen Volkspartei,
Der jetzt vorliegt, ergibt ſich, daß der Redner der Wirt
ſchaftspartei, Abgeordneter Dr. Bredt, ſich noch viel ent

ſchiedener gegen die Deutſche Volkspartei und ihre Anträge
ausgeſprochen hat, als dies die erſten ſumariſchen Be
richte erkennen ließen. Abgeordneter Dr. Bredt fragte
eingangs ſeiner Rede: „Woran liegt es denn nun, daß wir
un keiner Regierung kommen, und woran liegt es denn,
daß ſich unſere Verhältniſſe in Deutſchland nicht kon
ſolidieren? Liegt das am Wortlaut der Weimarer Reichs

berfaſſung, oder liegt es an etwas anderem Ich
möchte die Behauptung wagen, daß die Weimgrer Reichs
Werfaſſung in dieſem Punkte gut iſt, und wenn der Wort
laut der Reichsverfaſſung ſo gehandhabt würde, wie er
laltet, dann wären wir aus allen Schwierigkeiten her

aus Abgeordneter Tr. Bredt kritiſterte dann die An
kräge im einzelnen und kam dabei wiederholt auf die
Schuld der Deutſchen Volkspartei an der Fortdauer der

e

ius, nicht aber der Reichstagsfraktion Dank und An

Regierungskriſe in Den tſchland zu ſprechen. Eindringlich

die Aufmerkſamkeit auf ſich gezogen hat.

einzigartige Erſcheinung Er beſitzt die Kunſt die e

polternd, mit einer beinahe ſanften Stimme begabt, feſſelt

hielt er der Deutſchen Volkspartei, als deren Wort führer
Abgeordneter Zapf vorher die Anträge begründe hatte
vor Wir wollen es doch einmal mit klivp und klaren
Worten ausdrücken: es wird nur dann bei uns anders,
wenn bei allen Parteien ein ſehr viel größeres Verant
wortlichkeitsgefühl der Allgemeinheit gegenüber Platz greift
Und, Herr Zapf, ich will Jhnen ruhig noch einmal ſagen
wenn man ſelbſt eine monatelange Regierungskriſe her
vorgerufen und genährt hat, hat es gar keinen Zweck,
eine Aenderung der Reichsverſaſſung zu verlangen

Die Stellungnahme des Abgededneten Dr. Blet ver
dient umſo mehr Beachtung, weil die Wirtſchaftspartei
an ſich nichts weniger als eine begeſterte Verehre in der
Weimarer Verfaſſung iſt

Ein billiges Vergnügen
In einer öffentlichen Verſammlung im Ludwigsban

in Augsburg ſprach nach dem „Berliner Tageblatt“
der deutſchnationale Landtagsabgeordnete Dr. Lent, Uni
verſitätsbrofeſſor in Erlangen, über den Zuſammenbruch
des Parkamentarismus. In ſeinen Angriffen meinte Dr.
Lent, daß Geſinnungslumpen in Deutſchland immer noch
die beſte Karriere machen und er auch zu dieſen den preußi
ſchen Kultusminiſter Dr. Becker rechne. Die Bayheriſche
Volkspartei arbeite in der Reichsregierung mit Landes
verrätern zuſammen. Jedem rate er, wenn er mal in die
Lage kommen ſollte, als preußiſcher Beamter lieber einen
Griff in die gefüllte Kaſſe zu machen oder einen kleinen
Meineid zu ſchwören, ſtatt die Republik zu beſchimpfen,
denn im erſten Falle wird er mit Penſion entlaſſen im
letzteren ohne Penſion. Was man ſich alles unter dem
Schutze der Jmmunität erlauben kann auch ſelbſt dann,
wenn man Univerſitätsprofeſſor iſt. Jedoch eine Frage
Warum waren denn die Herren unter der Monarchie
nicht ebenſo ſchneidig und forſch, als wie in der Republik
Antwort Weil ſie in dieſem Falle ohne Penſion auf
die Straße geſetzt wurden.

Reinhold
Der frühere Reichsfinanzminiſter Dr. Rein

hold hielt im Auftrage der demokratiſchen Reichs
tägsfraktion am 15. März eine beachtenswerte
Rede zum Reichsekat. Die Voſſiſche Zeitung
bemerkt zu dieſer Rede

Die Reichstagsdebatte über den Etat, die von der
erſten Rednerreihe im ganzen mit bemerkenswe ter Sach
lichkeit geführt wurde, brachte einen redneriſchen Höhepunkt.
Die Etatrede Dr. Reinholds ſchließt ſich den glanzvollen
rhetoriſchen Leiſtungen an, mit denen der frühere Reichs
finanzminiſter während ſeiner Miniſterzeit im Reichstag
Und auf den Tagungen der großen Wirtſchaftsverbände

Reinhold als Sprecher iſt eine in Deutſchland wohl

Zierteſten finanzpolitiſchen Spezialfragen ſo geſchmeidig da
Zuſtellen, als ob es ſich um ein ſpannendes Thema all
gemeiner Art handele. Dabei aber wird er niemals un
ſächlich und ſelten polemiſch. Er bedient ſich nicht der
großen Mittel der Volksverſammlungspropaganda, die auch
im Reichstag ſo oft als Erſatz für parlamentariſche Rhe
torik gilt. Sparſam in den Geſten, niemals laut und

er doch die Zuhörer ſtärker als die Männer, die von der
Reichstagstribüne herabdonnern und blitzen, um „durchs
Fenſter hinaus auf ihre Wähler zu wirken

Das Wichtigſte aber iſt, daß Dr. Reinhold, wenn
er ſpricht, auch immer etwas zu ſagen hat. Für ſeine
Etatsrede war das Stichwort gegeden, denn die vorhe
gehenden Redner der Rechten hatten nicht verſäumt, immer
wieder auf die wenig glückliche „Reinhold Ankeihe die
urſprünglich 5prozentige 500 Millionen Anleihe des Reichs,
hinzuweiſen und ſie als den Ausgangspunkt der ganzen
gegenwärtigen Finanzkalamität hinzuſtellen. Dr. Reinhold
wehrte dieſe übertreibenden Angriffe mit einigen eleganten
Sätzen ab Er ging zwar nicht auf die Frage ein, welche
Wirkung die zur Kürsſtützung notwendigen Rückkäufe der
Anleihe auf die jetzige Kaſſenlage haben, betonte aber,
daß von Verluſten des Reiches keine Rede ſei, höchſtens
hätten, was auch Reinhold bedauere, die privaten Kapi
taliſten, die die Anleihe gezeichnet haben, Kursverluſte
erlitten, ebenſo wie übrigens an anderen öffentlichen An
leihen aus jener Zeit Es iſt auch unberechtigt, den Miß
griff dieſer Anleihen dem damaligen Reichsfinanzminiſter
allein zur Laſt zu legen, denn die Reichsbank und die
führenden Großbanken haben die Anleihe vorher begut
achtet und ihre Zuſtimmung gegeben.

Nach dieſem mehr hiſtoriſch
Reinhold auf die drückenden Gegenwartsſorgen der Reichs
finanzverwaltung ein. Jm Gegenſatz zu dem volkspartei-
lichen Redner Dr. Cremer, der ſich und ſeinen Fraktions
genoſſen zwar ausgiebig das Pecht der Kritik vorbehält,
aber die poſitiven Sparvorſchläge dem Reichsfinanzminiſter
überläßt, gab Dr. Reinhold eine Fülle wertvoller Anre-
güngen Jn einer Notlage wie der jetzigen dürfe man
nicht zu ängſtlich an den hergebrachten Formen der Fi
nanzierung, namentlich auch bei der Sozialberſicherung,
haften Wahrſcheinlich ließen ſich bei genauer Durchſicht
des Etats 120 bis 150 Millionen Mark einſparen, ohne
daß die Beamtengehälter und die ſoziale Fürſorge ein
geſchränkt zu werden brauchen Reinhold glaubt daß ſo
wohl bei den perſönlichen wie bei den terchniſchen Aus
gaben des Etats Abſtriche möglich ſind. Am beſten wäre,
wenn die zur aktiven Mitarbeit bereiten Partelen vor den
Ausſchußberatungen ſich über die in Betracht kommen
den Kürzungen einigten

Neben den kleinen Erſparniſſen, die hier und da
möglich erſcheinen können aber auch noch größere Erſpar

en Jntermezzo ging Dr.

ſchloſſen werden. So vor allem durch eine ſtärkere Beteili

Millionen jährlich, ſeien lächerlich gering, und Dr. Rein

niſſe gemacht und Einnahmequellen für das Reich er

gung des Reiches an den Gewinnen der Reichsbank Die
jetzigen Reichsbankabgaben an das Reich, drei bis vier

hold ließ durchblicken, daß neben den ausgewieſenen Ge
winnen auch noch ſtarke ſtille Reſerven bei der Reichs
bank vorhanden ſeien.

Müſſen wir wieder notwendig eine
Monarchie haben

Mit dem November 1978 iſt ſo ſagt man, das
deutſche Kaiſerreich zuſammengebrochen. Ich ſage Ein
letztes Aufflakern iſt aus gelaſſen De künſtlich angefachte
Glut endgültig ausget elen Das klingt hart Aber laſſen
wir die geſchichtlichen Vorgänge karz an uns vorüberziehen.
Dabei iſt es notwendig, unſer erleentes Urteil über dieſe
Vorgänge zurückzuſtellen. Laſſen wir ſie in ihrem Ver
lauf auf uns wirken Kaiſer Franz legte am 6. Auguſt
1806 die deutſche Kaiſerkrone nieder. Die äußere Ver
anlaſſung war die Bildung des Rheinbundes Die deutſchen
Rheinbundfürſten ſtehen gebrandmarkt als Verräter der
deutſchen Sache. Aber war das deutſche Reichsgebaude
nicht ſchon erſchüttert in ſeinen Grundmauern? Hatten
nicht ſchon Jdeen aus den Nachbarländern den Zuſammen
halt zu löſen begonnen War hie nicht ſchon ein Drängen
des demokratiſchen Prinzips zu verſpüren, das Freiherr
v. Stein richtig erkannte, und das ſich erſt nach den
Freiheitskriegen richtig auswirken ſollte? Und das Prinzip
war nicht neu! Es hat überall und zu jeder Zeit in
der Geſchichte gewirkt überall da, wo ſich die Herrſchaft
Einzelner im Laufe der Zeit zu einer Vormachtſtellung
ihrer geſamten Kaſte entwickelte Napoleons T. Klopfen
genügte, um das Reichsgebände züfßammenſtürzen zu laſſen
Das war nichts Beſonderes. Jn England war der Zu
ſammenbruch ſchon um die Mitte des 17 Jahrhunderts
geſchehen Die Engländer waren als Handelsvolk früher
weiß geworden zur Demokratie Frankreichs Königsmacht
ſtürzte an Ende des 18. Jahrhunderts Nur in Deutſch
land hielt. ſich dieſe Staatsſorm etwas länger Aber ſie
brach zuſammen. Rührend fleißig waren Arndt, Jahn,
Stein, Hoffmann von Fallersleben u. a. am Werke, den
neuen Geiſt zu bannen, ihn den breiten Maſſen des
Volkes zugänglich zu machen. Brutal war der
Metternich! Jm Jahre 1871 ſuchte man noch einmal
das alte Jdeal dem Volke ſchmackhaft zu machen. Bis
1918 wurde es mit der
Am 9. Noveinb

ſchichte. Sie iſt die edelſte Staatsform überhaupt, weil
Staates für Beſtehen verantwort

irkt ſie erzieheriſch. Sie

heißlehrt ihn daß vaterländiſch ſein heißt Opf
zeigt ihm, daß nicht militäriſcher Drill und Mobilmachung
Zum Schutze des Vaterlandes notwendig ſind Die Demo
kratie iſt die Vollendung alles deſſen, was Stein vor 100
Jahren begann. Die demokratiſche Partei iſt Träger dieſes Ge
dankens und wird darum noch lange nicht genug in
ihrer Bedeutung für Deutſchland erkannt Sie treibt nicht
nur Politik des Mittelſtandes, ſondern im wahren Sinne
des Wortes Staatspolitik. Nur durch geſunde Staats
politik, die. das Ergebnis geſchichtlichen Erkennens iſt,
können wirtſchaftliche Fragen gelöſt werden Darum ſollte
ſie die Partei aller ſtaatspolitiſch Denkenden, die Partei
aller Deutſchen ſein.

Wilhelm Behens, Athenſtedt.

Der Landbund hetzt zum Produzentenſtreik
Der Landbund Oldenburg Bremen ſtellte wie die

„Voſſiſche Zeitung“ meldet nach heftiger Debatte in einer
Vollſitzung in fünf Entſchließungen ultimative Forderun
gen und Anträge an die Reichs und Staatsbehörden. Er
droht ſogar mit Käufer und Produzentenſtreik. Die Ver
ſammlung beſchloß an den Reichslandbund heransutreten
mit dem Verlangen, auch die Einſtellung der Produktion
ins Auge zu faſſen, falls die Reichsregierung nicht bis zu
einem beſtimmten Termin durch ihre Maßnahmen die Be
triebe der Landwirtſchaft wieder rentabel geſtaltet habe

Die Mitglieder des Landbundes wären zu bedauern
wen ſie auf die körichten Hetzereien der Großgrundbe
ſitzer hereinfielen. Der Landbun d hat völlig ver
ſagt und ſucht die Schuld der eigenen Füh
rer auf die Regierung gbzuwälzen

Die Wirtſchaftspartei gegen ihren eigenen
Antrag

Daß die Wirtſchaftspartei den allergrößten Teil ihrer
Anträge nur ſtellt, um damit im Lande hauſieren gehen zu
können iſt allbekannt. Wiederholt iſt es ſchon vorgerommen,
daß die Abgeordneten jener Partei wenn die Anträge
als Agitationsmaterial ihre Schuldigkeit getan hatten, ſie
nachher im Parlament preisgaben und unter den Tiſch
fallen ließen. Soeben, am 13 März, iſt es wieder einmal
paſſiert, daß die Wirtſchaftspartei ihren eigenen Antrag
im Stich ließ. Das geſchah im Hauptausſchuß des Preur
ßiſchen Landtags, wo der Vertreter der Partei, Abgeordneter
Dr. Rhode, beantragt hatte, Maßnahmen zuſtreffen, daß auf
den Univerſitäten uſw. die Studentenheime, Studenten
wirtſchaſftsgenoſſenſchaften und andere wirtſchaftliche Unter
nehmungen den Kreis ihrer Betätigung auf die imma-
triluierten Studenten beſchrän en und jede Konkurrenz dern
gewerblichen Mittelſtand gegenüber unterlaſſen. Als die er
Antrag bei dem Kapilel Wiſſenſchaft des Kulturetats
zur Abſtimmung ſtand, verfiel er, wie dem Demokratiſchen
Zeitungsdienſt“ mitgeteilt wird, der Ablehnung, da die
Wirtſchaftspartei und zwar ohne eine Erklärung abzu
geben, ſelbſt nicht daſür ſtimmte.



nan bereits von einem Volksentſcheid.

Zwei neue Kirchenſtenergeſetze in Preußen
Dem Preußiſchen Landtag ſind ſoeben zwei Geſeßent

würfe zugegangen, die eine Aenderung des Kirchenſteuer
rechts der evangeliſchen Landes kirchen und der katholiſchen

Kirchengemeinden bezwecken. Dieſe Novellen ſind not
wendig geworden, weil das geltende Kirchenſteuerrecht in
Preußen, das in der Hauptſache aus den Jahren 1905
und 1906 ſtammt, und das 1920 an die damalige Reichs
ſteuergeſetzgebung angepaßt worden iſt, ſich mit den der
zeitigen geſetzlichen Vorſchriften nur durch allerlei Hilfs
maßnahmen einigermaßen vereinbaren läßt Die evan
geliſchen Kirchenbehörden wollen aber nicht ſchon jetzt eine
umfaſſende Umgeſtaltung des Kirchenſteuerrechts vorneh
men, ſondern damit bis zur Verabſchiedung des endgül
tigen Finanzausgleichsgeſetzes das noch nicht einmal
im Entwurf vorhanden iſt warten Die von den evan
geliſchen Kirchenorganen beſchloſſenen und vom Landtag
zu genehmigenden Geſetzentwürfe begnügen ſich daher mit
der Legaliſierung gewiſſer, in der letzten Zeit erlaſſener
Notverordnungen. Der von katholiſcher Seite vorgelegte
Geſetzentwurf, der die Zuſtimmung der biſchöflichen Be
hörden gefunden hat, ſtimmt inhaltlich im weſentlichen
init dem neuen evangeliſchen Kirchengeſetz überein und will
gleiches Recht für die katholiſche Kirche ſchaffenDie Auflöſung der Familiengüter

Das Tempo der Auflöſung der Fideikommiſſe iſt in
Preußen ein überaus langſames. Bei Beginn der Zwangs
auflöſung im Jahre 1919 waren in Preußen insgeſantt

1347 Familiengüter mit einer Fläche von 2,3 Millionen
Hektar vorhanden. Davon waren bis Ende 1925 erſt
378 Güter mit einer Fläche von 576034 Hektar zwangs
weiſe oder freiwillig aufgelöſt. Die Zahl der freiwilligen
Auflöſungen war dabei verhältnismäßig ſehr gering. Bis
Oktober 1928 iſt die Zahl der aufgelöſten Familiengüter
auf 422 mit einer Fläche von 657 000 Hektar geſtiegen.
Ferner war bei ungefähr 200 Familiengütern mit etwa
500 000 Hektar Fläche damals das Verfahren eingeleitet,
aber noch nicht zum Abſchluß gebracht. Man kann alſo
annehmen, daß bis Anfang 1929 erſt ein Drittel ſämt
licher Familiengüter aufgelöſt worden ſind.

Für ein Reichsland Braunſchweig
Gegenüber dein Antrag der Dentſchnationglen, das

Land Braunſchweig in Preußen aufgehen zu laſſen, haben
die Demokraten, die in Braunſchweig mit der Wirtſchafts
partei die Fraktion der Gemeinſchaft der Mitte“ einge
gangen ſind, einen weiteren und beſſeren Antrag dem
Landtag zugehen laſſen. Sie verlangen, daß die Staats
regierung Verhandlungen mit dem Reich aufnehmen ſoll,
um dieſem Braunſchweig als „Reichsland“ anzugliedern.
Da der Landtag von ſich aus kaum eine endgültige Ent
ſcheidung über die beiden Anträge treffen wird, ſpricht

Die Wahlen zur Provinzialſynode
Für die Wahlen e Provinzialſhnode, die am m

13. Mai ſtattfinden iſt die Provinz a in
en Wahlbesirke zerlegt wordenZum 1. Wahlbezirk gehören die K Kirchenkreiſe. Arend

ſee; Beetzendorf, Gardelegen, Oſterburg, Salzwedel, See
hauſen, Stendal, Tangermünde, Weferlingen; Wahlvor
ſteher iſt Superintendent Horn in Gardelegen.

Zum 2. Wahlbezirk gehören die Kirchenkreiſe: Alten

plathow, Barleben, Bornſtedt, Buckau, Burg, Eilsleben,
Gommern, LoburgMöckern, Magdeburg, Neuhaldensleben,
Sandau, Wolmirſtedt, Zieſar; Wahlvorſteher iſt Oberkonſ.
Rat Hain in Magdeburg

Zum 3. Wahlbezirk gehören die Kirchenkreiſe: Ander
beck, Aſchersleben, Atzendorf, Calbe, Egeln, Gröningen,
Halberſtadt, Oſchersleben, Oſterwieck, Quedlinburg, Wanz
leben, Konſiſtorialbezirk Wernigerode; Wahlvorſteher iſt
Superintendent Schwahn in Aſchersleben.

Zum 4. Wahlbezirk gehören die Kirchenkreiſe: Bitter
feld, Brehna, Delitzſch, Eilenburg, Elſterwerda, Gollma,
Herzberg, Jeſſen, Kemberg, Liebenwerda, Torgau, Witten
berg; Wahlvorſteher iſt Pfarrer Schattenberg in Witten
berg.

Zum 5. Wahlbezirk gehören die Kirchenkreiſe: Artern,
Eisleben, Ermsleben, Gerbſtedt, Halle-Land HalleLand 2, Hallezref., HalleStadt, Könnern, Mansfeld, San
gerhauſen, Schraplau Konſiſtorialbezirk StolbergRoßla,

Konſiſtorialbezirk Stolberg-Stolberg;
Oberſtud.- Direktor Dr. phil. Hanf in Halle.

Zum 6. Wahlbezirk gehören die Kirchenkreiſe: Beich
lingen, Eckartsberga, Freyburg, Geiſeltal, Heldrungen,
Hohenmölſen, Lauchſtädt, Liſſen, Lützen, Merſeburg,
Naumburg, Querfurt, Schkeuditz, Weißenfels, Zeitz; Wahl
Horſteher iſt Regierungsrat Freiherr von Stockmar in
Merſeburg.

Zum 7. Wahlbezirk gehört der Regierungsbezirk Er
furt; Wahlvorſteher iſt Abteilungsdirektor bei der Ober
poſtdirektion Eichel in Erfurt

W Dies Verſorgung der Kriegsbeſchädigten und
Kriegshinterbliebenen im Reichshaushalt 1929

Der Haushalt ſür Verſorgungs- und Ruühegehälter
ſchließt für 1929 mit 1,74 Milliarden RM ab. Gegen
über dem Vorjahre bedeutet das eine Verminderung um
rund 36 Millionen Mark. Dieſer Minderanſatz iſt in der
Hauptſache auf die Verringerung der Ausgaben bei der
Militärverſorgung zurückzuführen, wo infolge von Todes
fällen unter den Offizieren der ehemaligen Wehrmacht 24,5
Millionen Mark abgeſetzt werden konnten.

Die Verſorgungsgebührniſſe umſaſſen mit 37,7 v. H.
mehr als ein Drittel der eigentlichen Reichsausgaben, d. h.
der Reichsausgaben nach Abzug der Steuerüberweiſungen,
er Reparationszahlungen und der inneren Kriegslaſten.

Jm einzelnen geſtaltet ſich das Bild folgendermaäßen:
Auf Ruhegehälter von Reichsbeamten, ihre Hinterbliebenen
und die vom Reich übernommenen Finanzbeamten uſw.
entfallen 105 Millionen Mark. Die Rentenverſorgung der
Kriegsbeſchädigten verlangt 784 Millionen, die Verſorgung
der neuen Wehrmacht 60,4 Millionen. An Hinterbliebene

Wahlvorſteher iſt

von Kriegsbeſchädigten ſind 714 Millionen, an Hiuterblie-
bene der neuen Wehrmacht 2,1 Millionen zu zahlen Die
Heilbehandlung ſür Kriegsbeſchädigte erſordert noch immer
45,7 Millionen Mark. Sie hat ſich gegen das Vorjahr nur
ganz unweſentlich geändert. Aus den früheren Kriegen ſind
noch 53 666 Einpfänger der ſogenannten Kriegsteilnehmer
beihilfe vorhanden. Dieſe Veleranenbeihilſfe, die insgeſammt
jetzt monatlich 25 Mark beträgt, erfordert 16,1 Millionen.
Von Jntereſſe iſt, daß die Zahl der Kriegsbeſchädigten ge
genüber dem Vorjahre ſich noch um rund 20000 erhbht
hat, die einen Mehraufwand von 25 Millionen Mark er
ſordern. Die Zahl der Witwen hat etwas abgenommen,
während die Zahl der Waiſen einſtweilen noch zugenom
men hat.

Tagung des Ausſchuſſes für ein
demokratiſches Wirtſchaſtsprogramm

Nachdem der Ausſchuß für die Neugeſtaltung des
Wirkſchaftsprogramms der Deutſchen Demokratiſchen Par
tei in einer großen Anzahl von Sitzungen während des
Winters die meiſten Einzelfragen beſprochen und geklärt
hatte, hielt er am 16. und 17 März in Bad Saarow bei
Berlin eine Tagung ab. Das große Jntereſſe, das füh
rende demokratiſche Politiker dem Wirtſchaftsprogramm
entgegenbringen, und die beſondere Bedeutung, die man
ihm beilegt, bewies die Anweſenheit des Reichsjuſtiz
miniſters Koch-Weſer des preußiſchen Finanzminiſters
Dr. Höpker Aſchoff und des preußiſchen Händelsminiſters
Dr. Schreiber, die ſich an der Ausſprache lebhaft beteilig
ten. Jn ihr wurden grundſätzliche Punkte des werdenden
Programms eingehend erörtert und eine weitgehende Klä
rung herbeigeführt, wozu im beſonderen die aus den ver
ſchiedenen wirtſchaftlichen Kreiſen und Gruppen hinzuüge
zogenen Sachverſtändigen beitrugen. Ueber das bisherige
Ergebnis der Beratungen des Ausſchuſſes und die von
ihm einſtimmig feſtgeſtellte grundſätzliche Linie des Pro
gramms wird der Vorſitzende des Ausſchuſſes, Dr. Guſtav
Stolper, auf dem Parteitag in Heidelberg ein Referat
erſtatten.

See ſele

Halle. (Zur Beachtung!) Die Vorſtände der
Kreisvereine werden hiermit dringend an die Einſendung
der Kopfſteuerbeiträge an die Bezirksverbandskaſſe erſucht
Nach dem ſeinerzeit vom Bezirksvertretertag einſtimmig
gefaßten Beſchluß ſind für Vierteljahr und Mitglied
50 Pfg. zu zahlen Einſendung entweder an Bankhaus L.
Schönlicht, Halle a. S., Preußenring, Poſtſcheckkonto Leip
zig 9923, oder an Geſchäftsführer Dornblüth, Halle a. S.,
Brauhausſtraße 30.

Halle. Der Vorſtand des Beamten Ausſchuſſes tagte
am 14 März. Es wurde u. a. beſchloſſen, Anfang April
und Anfang Mai je eine Verſammlung abzuhalten. u

i der letzteren ſoll Reichstagsabgeordneter Schuldt als Reo
ner gewonnen werden. Beſondere Einladungen an alle
Mitglieder erfolgen demnächſt.

Halle. Sonnabend, den 23. März, nachmittags 3 Uhr,
im Schultheiß-Ausſchank, Merſeburger Str. 10, Wahl
kreiskonferenz der Mitglieder und Vertrauensleute aus
dein Saalekreiſe. Beſondere Einladungen ſind erfolgt.

Halle. Alle Einſendungen an die Schriftleitung des
„„P. W.“ müſſen, wenn ſie in der nächſtfolgenden Nummer
des Blattes Aufnahme finden ſollen, ſpäteſtens bis Mitt
woch der laufenden Woche in Händen der Schriftleitung,
Halle a. S., Gr. Brauhausſtr. 30, ſein.

Halle. (Friedrich-Naumann-Bund, Jungdemokraten).
Am 13. ds. Mts. beſchäftigte ſich die Gruppe auf Grund
eines Referates des Herrn Dr. Liebig mit dem Thema
„Parlamentarismus“. Für den 3. April iſt bei gutem
Wetter ein gemeinſamer Abendſpaziergang in die Heide
vorgeſehen. Es ergehen noch beſondere Einladungen.

Halle. Der Angeſtellten- Ausſchuß beſchäftigte ſich am
15. März im Rahmen ſeiner Diskuſſionsabende noch
mit der Umwandlung der ſtädt. Werke in eine A.G.
Die Beſprechung des Arbeitsſchutzgeſetzes wurde auf den
nächſten Abend (Freitag, den 19. April) verſchoben.
Schriftliche Einladungen folgen.

Halle. Die Geſchäftsſtelle hat an die Vorſtände ſämt
licher Ortsgruppen eine Anzahl Exemplare der Rede des
Reichstagsab geordneten Prof. Dr. Hummel zur Hand
werksnovelle verſandt. Dieſe Rede muß überall in
den Jntereſſentenkreiſen verbreitet werden. Bei Mehr
bedarf ſind Anforderungen an die Geſchäftsſtelle in Halle
zu richten.

50 Jahre Haushalts- und Gewerbeſchule
Halle. Am 14. 3. feierte die ſtädtiſche Haushalts

und Gewerbeſchule ihr fünfzigjähriges Beſtehen. Herr
Staatsminiſter Dr. Schreiber war durch eine Kabi-
nettsſitzung leider am Erſcheinen verhindert. Jn ſeinem
Auftrage überbrachte Staatsſekretär von Seefeld die
Glückwünſche des Miniſters und richtete nachſtehende Worte
an die zur Feier Erſchienenen:

„Meine Damen und Herren! Herr Staatsminiſter
Dr. Schreiber hat ſeine Abſicht, die heutige Feier mit
Jhnen zu begehen, wegen einer Sitzung des en e d
ſteriums zu ſeinem Bedauern aufgeben müſſen. hatmich desalb hierher entſandt, um in ſeinem e der

Stadt und der Schule Gruß und Glückwunſch zu ſagen.
Vor fünfzig Jahren hat die ſtädtiſche Haushalts

und Gewerbeſchule für Mädchen mit ſieben Schülerinnen
ihre Pforten geöffnet, unter dem Namen „Jnduſtrie
ſchule“, damals geführt von ihrer jugendlichen Gründe
rin Eliſe Wildhagen, die als verehrungswürdiger Gaſt
heute unter uns weilt und das erſte Anrecht hat, mit
Stolz und Freude auf das in den fünfzig Jahren Er
reichte zu blicken

Die Stadt Halle, vor fünfzig Jahren eine mittlere
Provinsialſtadt, die aber immer den Ehrgeiz gehabt hat,

nommen hat,

gezogen worden iſt.

eine Stadt der Schulen zu heißen, iſt jetzt eine
führenden Wirkſchaftszentren von Mitteldeutſchland g
den. Der große wirtſchaftliche Aufſchwung, den Halle

müßte notwendig zurückwirken auch
das Schulweſen, beſonders das der beruflichen Ausbl
dung dienende Schulweſen. Ohne ein gut ausgeba
Berufs und Fäachſchulweſen fehlen dem Handel und de
Induſtrie die hochqualifizierten Arbeitskräfte und der
werbstätigen Jugend eines der wichtigſten Hilfsmittel
den Aufſtieg im Beruf Das gilt auch für die weib
Jugend, die durch das Schickſal unſeres Vaterlandes
ungeahnter Weiſe in den wirtſchaftlichen Kampf hinein

Es iſt mir eine Freude und Genugtuung, daß die Stadt Halle geſonnen iſt, das Arbeite

gebiet dieſer Schule durch Angliederung einer höh
Fachſchule für Frauenberufe zu vervollſtändigen M
Wunſch zum heutigen Tage iſt, daß es der Haushalts
Gewerbeſchule wie in den vergangenen Jahrzehnten ſo
in Zukunft gelingen möge, in der weiblichen Jugend, die ſih
ihr anvertraut, nüßzliches Wiſſen und Können und ra
liche Tugenden zu pflegen und ſo ein tüchtiges Geſch
heranzuziehen, dem Glück und Erfolg im Leben beſchie
iſt. Mein Wunſch iſt ferner, daß dieſe Schule für ihr
weitertes Aufgabengebiet bald einen neuen und geräur
migeren Rahmen gewinnen und ihre Arbeit ſtets dur
eine weitblickende und opferbereite Stadtverwaltung
fördert ſehen möge.“

Delitzſch Am 13. März ſprach in einer Mitglie
Berſammlung des Ortsvereins, zu der auch Gäſte

a. Saale, über „Die Frau in der Kommunalverwaltu
Auf Grund eigener Erfahrungen in der Kommune z
die Rednerin ihren Zuhörern, wie dringend notwe
es iſt, daß die Frau nicht nur ihrer Wahlpflicht gen

wo nur irgendwie die Möglichkeit beſteht. Eine lebh ſt
Ausſprache, an der ſich auch die Herren beteiligten,
ſich an.

Weißenfels. Die Jahreshauptverſammlung der d

ſchen Demokratiſchen Partei fand Montag in Herrmanns
Garten ſtatt. Nach Begrüßung durch den Vorſitzenden en.
Lehrer Schneider, erſtattete der 2. Vorſitzende Kfm. Wagner

den Jahresbericht. Es wurden im verfloſſenen Geſchä
jahr abgehalten 11 Monatsverſammlungen, 5 Vorſta
ſitzungen und 5 öffentliche Verſammlungen Weiter wur
den veranſtaltet eine Weihnachtsfeier, ein Sommer
Kinderfeſt, ſowie eine Verfaſſungsfeier. Der Kaſſenberig
ergab, daß trotz der großen Wahlausgaben die Kaſſ
geordneten Verhältniſſen iſt. Jn der nun folgenden
ſtandswahl wurden die Herren Schneider, Wagner
Schmidt wieder und Oberlehrer Becker als 2. Sch
führer neugewählt. Die Beiſitzer wurden, verſtärkt du
zwei Damen und zwei Jungdemokraten mit einigen
gänsungen wiedergewählt Hierauf hielt der Schriftführ
einen Lichtbildervortrag über Der deutſche o
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